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ZweiteAusgabe

Sitzungvom1 .Juli1927.
BürgezmeisterSeitzeröffnetum5UhrdieSitzung.DerGe-¬

meinderattrittsofortindieVerhandlungenein.
StR.SpeiserberichtetüberAenderungendesKollektivvertrages

derBedienstetenderstädtischenLagerhäuser,VondenAenderungensind
insbesondersdieGewährungeinerWeihnachtrenumerationimAusmasseeines
Wochenlohnesunddie Zuerkennungeiner VrlaubsrenumerationimAusmhassevondurchgefördert ,dasssie denVeranstalternAmtsräumeundPersonalzur
zweiWochenlöhnenhervorzuheben.GR .Waldsam( . . )bemängelteinigeUnklarheitenimVertrag,

underklärt ,dassseineParteigegendenVertragnichtseinzuwendenhabe,
GR.Haider( . . )erklärt ,dassdemVertrageingrosserMangel

anhafte.DasUrteildesOberstenGerichtshofes,wonachBestimmungenineieamErtraggewährleistetwerden,waswohlkeineerfreulicheErscheinungnemKollektivvertrag,denenzufolgederUnternehmerverpflichtetsei,nurWäre.DieGemeindehatfünfSammeltageimJahrbewilligt.DerSammeltag
AngehörigeeinerbestimmtenOrganisationzubeschäftigen,gegendieguten
gewendet.DasUrteilsolldochfüralleKollektivverträgegelten,someit,meindefürihreKinderfürsorgeeinennamhaftenBetragdiesesSammeltagesessichumdieArbeitsvermittlunghandle.ImVertragderLagadien-bekommt.DerSammeltagfürdieRettungsgesellschaftisteinegrosseEnt-¬
stetenmitderGemeindeWienist eineBestimmung,dassdieArbeiternur
durchdiesogenanntefreieGewerkschaftzuvermittelnseien.Dasseigleich

dahernichtinderLage,beiderGemeindeWienArbeiterchristlicherWelt-¬
anschauungunterzubringen.DerRednerersucht,derReferentageeiediesratesTandlerundderMinderheit,dieimmeraufdieseungerechteVertei-¬
bezüglicheVertragsänderungdemGemeinderatvorschlagen.

InseinemSchlussworterklärtStR.Speiser,dassdiediesbe-¬
züglicheFassungdesKollektivvertragesgegenüberdemUrteildesObersten
keinerechtsbindendeKraftinnewohnen .EshandeltsichumeinaltesRecht
derGewerkschaftenunddiesehabengarkeineVeranlassung,aufeinzelne

verzichten .Rechte,wie. B.aufdasRechtderArbeitsvermittlung,zu
DerAntragwirdsodannangenommen.
GR.Thalerbeantragt,dieWienerpädagogischeGesellschaftmit

1500Schillingzusubventionieren.
GR.Höpeller( E. . )kritisiert,dassdieWienerpädagogische

Gesellschaft ,diefrühereineneutraleGesellschæftwar ,nunauchindas
WienerRoteMeergeratensei .IhrewahrenführersinddierotenPädagogen
FadrusundScheuch.InseinemSchlussworterklärtGR.Thaler,dassGemeinderat
HöpellerGespenstersehe.(HeiterkeitbeiderMinderheit).DieWienerpä¬
dagogischeGesellschaftseiauchheutenocheineneutralepädagogisch-wis¬
senschaftlicheGesellschaft.BerAntragwirdsodannangenommen.

GR.ThallerreferiertweitersüberdaszehntedeutscheSän-¬
gerbundesfest ,dasimnächstenJahrinWienabgehaltenwerdenwird.Er
beantragtdieBevorschussungdesFestesmit1,500. 000Schilling.Die
GemeindeWienübernimmtderZentralsparkassegegenüberbiszudiesemBe-¬
tragedieHaftung.

GR.Uebelhör( . .)erklärt,dassdiedeutschenSänger
Oesterreichsstolzdaraufseinkönnen,dasshunderttausendeSängernäch-¬
stesJahrzudemFestnachWienkommenwerden.DasFestwirdeinesder
grösstenVeranstaltungensein ,dieWienjegesehenhat .Bisjetztsind
etwa150. 000fremdeSängerangemeldet.

GR.ThalerverzichtetaufdasSchlusswort,woraufder
Antragangenommenwird.

StR.ProfessorDr.TandlerbeantragtdieGenehmigungder
VerwendungdesErträgnissesdesletztenallgemeinenSammeltagesfürdie
ArmenWiens.DieFürsorgeinstitutsvorsteherhabeneinenSchlüsselausgear
beitet,nachdemdieVerteilungerfolgt.DieVerteilunghatbisjetzt
klaglosfunktioniert.GRin.Wielsch( . . )erklärt,dassdieSammeltagekeine
ErrungenschaftderMehrheitseien.VordemPriegwarendieBlumentage
undderenErgebniskamallenArmenohneUntersghiedderParteiundReli-¬
gionzugute.DiedamaligeGemeindeverwaltunghabedieseBlumentageda-¬

Verfügungstellte .DiegegenwärtigeMehrheithataberdamalsinihrer
PressedieseSammeltagebekämpft:heutemachtsiesieselbst,Nurist

begrüsstdieimVertragenthaltenenBegünstigungenfürdiePedienstetenheutedieVerteilungdes"rtrageseinMonopolderMehrheitEskommenauchimmernochKlagendarüber,dassdieSchuljugendzuSammlungenverwendet
wird,SchliesslichsollaucheineperzentuelleBeteiligungdenSammlern

fürdenLandaufenthaltvonKindernist gewissnotwendig,eswäreaber

Sittenverstossenundrechtsunwirksamseien,seiaufdenVertragnichtan-notwendig,dassderReferentAufklärungdarübergibt,obwirklichdieGe-¬
lastungfür die Gemeinde ,weilsie sonstselbst diesewichtigeEinrich¬
tungerhaltenmüsste,DieSammeltagefürdieBlindengabenvielAnlasszur

bedeutendmitdemOrganisationszwang .DiechristlichenGewerkschaftensingFritik,weildasErträgnisnuranparteimässigeingestellteVereinever-¬teiltwurde.Wenndasjetztanderswird,soisteseinVerdienstdesStadt
lungverwiesenhat .DerSammeltagfürdieBarmherzigenBrüderist derein-¬
zige ,dessenErträgnisallenKrankenohneUnterschiedderParteizugehörig -¬
keitundKonfessionzugutekommt,AberderSammeltagfürdieArmenWiens
wärdnichtnotwendig,DieGemeindehatdieLustbarkeitsabgabeunddieFür

Gerichtshofesdurchaushaltbarsei .UeberdieskanneinemeinzelnenUrteilSorgcabgabediesovielbringen,dasseineigenerSammeltagfürArmeent-¬
fallenkönnte.LeiderwerdendieWohltätigkeitsvereinevonderGemeinde
überhauptnichtodernursehrkargunterstützt.Eswärewünschenswert,das
dieGemeindeeinzelnedieseraltenundsehrverdienstvollwirkendenVer-¬
eineunterstütztoderihneneinengemeinsamenSammeltagbewilligt.DieGee
meindeist invielenFällenaufdieHilfedieserVereineangewiesen,(Bei¬

URUntermüller( E . . )erklärt ,dassdieVerhältnisseinfall ) .
MariahilfsichgeänderthättenundtrotzdemnurdergleicheBetrag ,wie
imVorjahrausdemErtragdesSammeltagesgegebenwird .DieGemeindehat
inMariahilfeinPausgehilfinnenheimerrichtetundeseinersozialdemo¬
kratischenOrganisationüberantwortet.DerNachweisderZugehörigkeitzu
dieserOrganisationgenügt,umimFürsorgeinstitutMariahilfeineGeld-¬
unterstützungzubekommen.WasdieseHausgehilfinnenanUnterstützungbe¬
kommen,wirddenübrigenBedürftigenimBezirkweggenommen.Eswäredoch
klarer,wennmangleicheinenentsprechendenBetragfürdieUnterstützung
sozialdemokratischerHausgehilfinnenbereitstellenwürde .(Beifall ) .

StR,ProfessorTandlererwidert,dassdieSammlerkeine
Entschädigungerhalten;nurdieHausbesorgerbekommenfürihreMüheklei-¬
neBeträge .SchulpflichtigeKinderdürfenfürSammlungennichtverwendet
werden.EinErlassdesStadtschulratesverbietetausdrücklichdieVerwen
dungvonKindern.NeueSammlungenkönnennichtbewilligtwerden,weilsonst
dieschonbewilligtenSammeltageeinverkürztesErträgnisbringenwürdens
Esist nichtrichtig ,dassimMariahilferHausgehilfinnenheimnursozial
demokratischorganisierteHausgehilfinnenaufgenommenwerden,Mariahilf
bekommeübrigensausdemErtragdesSammeltagesrelativmehr ,alz imVor
jahr .DererteilungsschlüsselwurdeimEinvernehmenmit denVorstehern
derFürsorgeinstitutederbeidenParteieneinstimmigfestgesetzt .(Bei-¬Ea11 . e ve le ireartei



ZweiterBogen.
StRProfessorTandlerberichtetüberdieUmwandlungder

SchlossesWilhelminenbergineinestädtischeKinderherberge .DieGemein-¬
de mussfür die beiden Heimein Grinzigg und amTivolig die nichtmehr

entsprechen ,einen geeignetenErsatz schaffen .Die KostendieserArbeiten
werdenmit 700 . 000Schillingveranschlagt .DieneueAnstaltwirdnach
denselbenrundsätzeneingerichtetundgeführtwerden ,wiealleübrigen
städtischenHeime.

GR.Stöger( . . )bezeichnetesals erfreulich ,dassdie-¬
ses prächtigeSchlossnicht an dasAuslandverkauftwurde .Esist begrüs-¬
senswert ,dass das Gebäudefür die Wiener Kinder gesichert wurde ,Befrem¬
dendmusses aber scheinen ,dass die Kinderdort nur vorübergehendbleiben
sollen .Die Kinder werdenalso immerden Berg hinaufbefördert werdenmüs- ¬

sen und könne dies wohl kaumohne Auto oder Strassenbahn geschehen .Würde
das Schloss als Erholungsheimfür blutarme Kinder für längerenAufenthalt
dienen ,dannwärees eine einwandfreieBereicherungder städtischenKin- ¬
derfürsorge.UebrigensfassendiebeidennunmehrzurAuflassungkommenden
Kinderheime 520 Plätze ,während das Schloss Wilhelminenberg angeblich

nur480KinderRaumbietensoll .UrsprünglichwaramTivolidieErrich¬
tung einer Kinderstadt geplant .In Russland hat manmit denKinderstädten

sehr ungsünstigeErfahrungengemacht .DieZusammenballungso vielerKinder
kannnichtzweckmässigsein .(Beigall).

StR ,ProfessorTandlerantwortet ,dassderTransportderKin-¬
Kinder

dermitAutoserfolgenwird .Eskommenübrigensnurgesundein dasSchloss
Wilhelminenberg .DieGemeindewirddie 500Plätze nicht mehrbrauchen ,weil
jetzt der Geburtenrückgangsich bereits auszuwirkenbeginnt .Insgesmmtwer-¬
denamWilhelminenberg200Kinderuntergebracht .DieGemeindegibtgesunde
KindernachMöglichkeitin die Privatpflege ,wasviel vorteilhafter alsdie
Anstaltspflegeist .FürKleinkinderwerdenauchnochfünfzigBettenimZen-¬
tralkinderheimbereitgestellt .DieErrichtungeiner KinderstadtamTivoli

ist nicht geplant .Es sei nicht vorteilhaft Massenquartiere für Kinderzu

schaffen ,weilbei der leichtenEmpfänglichkeitdieserKinderfürinfektiö-¬
seKrankheitenschwereGefahrenentstehenkönnen.(Beifall).

DieVorlagewirdangenommen.
GR .Grünfeldberichtet ,dass die AufbahrungshallenimKrema-¬

torium den gesteigerten Ansprüchen nicht mehr genügen .Die Zahl derEinä - ¬

scherungenhat sich seit der Eröffnungder Leichenverbrennungshalleverdrei - .
facht .ImJahre 1923erfolgten 835Einäscherungen ,imJahre 1926wa- ¬
ren es bereits 2391 .Es sollen zwei Aufbahrungshallen geschaffen werden .

DieBaukostenbetragen37,000Schilling.
GRPrinke( . . )bemängeltdenschlechtenZustandderWege,

die zur Leichenhalle im Zentralfriedhof führen .Bei regnerischemWetter
müsse mandurch einen Morast waten .Die Leichenhalle ist auch viel zukleån .
DieMinderheitwerdefür diese Postnicht stimmen ,weildieMehrheit
diesemFall

mitdieserVorlagewiederbeweist ,dasssie ihr parteipolitischesInteresse
in denVordergrundrückt undfür das Krematoriumfast in jederSitzung
grössereGeldbeträgebeansprucht ,(Beifall ) ,

GR .Grünfeldteilt mit ,dassder Entwurffür die neueLeichen-¬

halleimSentralfriedhofbereitsfertigseiundinkürzesterZeitdenGe-¬
meinderatbeschäftigenwerde.DieWegezurLeichenhallewerdengeteert ,so
dass alle Klagenaufhören .Dieergrösserungder AufbahrungshallenimKre¬
matoriumhabemit Parteipolitik nicht das geringste zu tun ,sondernsei
durchdiestarkeZunahmederZahlderEinäscherungenbedingt.(Beifall).

Die Anträge werdenangenommen.

GR.SchleiferbeantragtdieGewährungeinesAuschusskredites
von715. 000Schillingfür Sach -undGeldaushilfenfür Pedürftige .DieGe¬
meindehat eineReihevonneuenEnterstützungsformen ,insbesonderedieAb-¬
gabevonrischmilchfürSäuglingevonArbeitslosen,eingeführt,weshalb
mit demim Voranschlageingesetzten Betrag das Auslangennicht gefundenwer
denkann.

GR.Frinke( E. . )erklärt ,dasssichdiesozialeGesinnung
der Gemeindeverwaltungambestenbei der Behandlungder Pfründnerzeige .
DiePfründensind viel zu gering ,Diestatistischen Mitteilungengeben

darübereinenlehrreichenAufschluss,NachihnenhabenimDezember1926
1508 Pfründner eine monatliche Pfründe von neun Schilling ,4727eine
solchevondreissig Schillingund11hleine solchevonvierzigSchilling
bekommen.EinbesonderesKapitelsindauchdie Aushilfen .Siesindeben-¬
falls lächerlich geringeBeträge .DiesozialdemokratischenFürsorgeräte
betrachten die Fürsorgeinstitute als eine sozialdemokratischeEinrichtung .
Ihmsei einFallbekannt ,woeinemPfründnergesagtwurde ,solangeer
nicht der sozialdemokratischenPartei beitritt ,werdees nichtmöglich
sein ,dass er eine höhere Pfründe erhalte .Vor den Wahlenhabenviele
Pfründnereine Erhöhungihrer Pfründeerreicht ,die sie sonst nichter - ¬
reichthätten .JetztwerdendiePfründnerwiedergenausobrutalbehan-¬
delt ,wievordenWahlen.DerFraueinesKellners ,derschonfünfMonate
imSpital liegt ,unddie auf demFürsorgeinstitut34Versatzzettelvor-¬
wies ,wurdefür ihre zweiunmündigenKindereine AushilfevensechsSchil
linggegeben.DerHednererklärt ,dassdasderzeitigeSystemderFürsor-¬
geeinesozialeSchandefürdieSozialdemokratensei unddasssichgerade
inderBehandlungderArbeitslosenimParlamentundimWienerGemeinde-¬
rat ambestendie demagogischeHandlungsweiseder Sozialdemokratenzeige .

GR .Daffinger( . . )kritisiert ebenfalls ,in denFürsorge
instituten parteimässigentschiedenwerde ,Auchsei die Behandlungchrist
lichsozialer Fürsorgefunktionäre eine solche ,die mansich weiter nicht

mehrbieten lassenkann .DieFürsorgeabgabeist für die Gemeindeeir
glänzendesGeschäfs.AlsEinnahmensindfür192768MillionenSchilling
undals Ausgaben55 . 5MillionenSchilling präliminiert .DieGemeinde
verdientalsodabei12Millionen,immerhineingutesGeschäft.

GRin .Dr .Motzko( . . )erklärt ,dass der gesamtenöffent - ¬

lichen Fürsorgezweicharakteristische Merkmaleanhaften .Dasist die
SparwutunddieüberspannteAuffassungvomreinparteipolitischenStand
punkt .DerBetrag ,derheuteangesprochenwird ,isg wohlsehrgross ,
wirdabersichernichtausreichen .Siewollenmitihmdarüberhinwegtäu-¬
schen,dassdieZuerkennungvonZuwendungensehrvielzuwünschenübrigU .2 .
lässt .DieRednerinbringtdanneinigeFällezurSprache,wonacheinem
Arbeitslosendie Verpflegsgelderfür zweiunmündigeKindergestrichen
wurdenundeinerPfründnerininHietzüngvomFürsorgeratPetschinaer-¬
klärt wurde ,wennsie sichsozialdemokratischorganisierenlasse ,dann
könne sie alles haben .So behandelt Ihre Organe die öffentliche Fürsor - ¬

ge .Wir verbieten uns ,dass Fürsorgeräte ihr öffentliches Mandatmiss - ¬

brauchen,umParteipoltikzutreiben .Siekritisiertdannweiters ,dass
beiAbweisungenzweiPrucksortenverwendetwerden,vondeneneine ,die
blaue ,keinWorteinerRechtbelehrungenthält .WarumgebenSiesoeine
Drucksacheüberhaupthinaus?Siewollenebennicht,dassdieMenschen
zuihremRechtkommen.InderletztenZeitwurdeauchdasArmenbäder-¬
wesenumgestaltet .



DritterBogen.
Siebemängelt,dassfüreinevielzugrosseAnzahlvonBezirkenimmernur

einBadzurBenützungbestimmtwurde .FürdieHeissluftbäderderArmen
kommtüberhauptnurdasAmalienbadinBetracht.Dasisteinunhaltbarer
Zustand ,dasist eineDrangsalierungderarmenMenschen,In letzterZeit
hatsichauchinWieneinfründnervereingegründet.Dasisteigentlich
einchandfleckfürSieSowieSiebisherdieFürsorgebetreiben ,so
geht es nicht weiter ,SparwutundParteihass könnennie wirksameMotive
füreineFürsorgesein .(BeifallbeiderMinderheit),

InlängerenAusführungennimmtnunProfessorDr .Tandler
zudenverschiedenenAeusserungenderRednerderMinderheitStellung.
Ererklägt,dassvoneinerParteilichkeitinderFürsorgekeineFedesein
kann .Ichmussganzentschiedendagegenprotestieren,dass ,wennVorwürfe
gegeneinzelnePersonenerhobenwerden,dabeiimmerderVorwurfgegenun¬

seregesamteVerwaltungerhobenwird ,Siehabenkritisiert ,dassPfründner
erst nach einem Jahr umErhöhungihrer Pfründe ansuchen können .Siehaben

dasdurchJahregeübt .Wirhabenesaberabgeschafft,Bezüglichdesblauen
AbweisungsbescheideserklärtStR ,ProfessorTandler ,dassdiesePrucksorte
bereitslängstzurückgezogenwordensei .DerheuteverlangteZuschusskre-¬
dit ist sicher kein Ausflusseiner besonderenSparwut .Wirwerdeninder

nächstenZeitmiteinemAntragaufGenehmigungvon . 6MillionenSchil-¬
lingfür ErhöhungvonPfründenkommen.PaskannebenfallskeinAusfluss
besondererSparwutsein ,IchmussdaauchbittenunsdochineinerZeit,
inderdrübenimParlamentumdieAlters -undInvaliditätsversicherung
gerauft wird ,mit solchenVorwürfenzu kommen.( Beifall bei derMehrheit)-¬

ZudenAusführungendesStR .ProfessorDr .Tandlernimmtnun
wiederdie GRinDr .MetzkeStellung .Alssie sichdarüberbeschwert ,dass
AmWahltagdieflegeingein Lainzverhindertwurden,denGottesdienstzu
besuchen,ruft ihr GR.Hofbauerzu :Dasist einMärchen!Daraufentgegnet
ähmim erregten Tondie Fednerin ,dass sie es sich verbiete ,Lügenstrafen
zu lassen Auf den Bänkender Minderheit herrscht Unruheund indieser
fährt die Fednerin fort ,dass mansogar den Pfleglingen dieStimmzettel
angebotenhabeundsich sogarerbötig gemachthabe ,mit ihnenin dieWahl-¬
zellezugehen ,AlsanderetBeweisfürdieBarteimässigeEinstellungin
derFürsorgediene ,dasseinsozialdemokratischerFürsorgerateinerPfründ.
nerinvordenWahlenerklärthat ,sieverlierediePfründe,wennsiechris
lichsozia 'wählt .DieseZuständemüssenunbedingtbeseitigtwerden.

GR.SchleiferstelltinseinemSchlusswortfest ,dassvon
einerparteipolitischenAgitationseitenssozialdemokratischerFürsorge-¬
räte nicht die Redesein kann .Er habevor längererZeit schonimAus-¬
schuss3eineListeüberBeschwerdenüberchristlichsczialeFürsorgerräte
vorgelegt.Wienhatgeradein derFürsorgeeingrandiosesAufbauwerkvoll-¬
bracht.AlleWeltzolltdemAnerkennungunddasistderBeweis,dasswir
denrichtigenWeggehen.

GegenüberderBehauptungdesGR.SchleiferüberdieEin-¬
bringungeiner Vorlageüber Beschwerdenüber shristlichsozialeFürsorge-¬
räte ,erklärt die GemeinderätinDr .Motzke ,dassihr voneiner solchenLi-¬
ste nichts bekannt sei .Wohlaber habe GR .Schleifer denchristlichsozialen

FürsorgefünktionärSchauerangegriffen,dernunschongestorbensei .
GR.Schleiferberichtigtnuntatsächlich,dassergegen

Schauer nie ein Wort gesprochen habe .Er habe tatsächlich eine Liste vor - ¬

gelegtundeinige ihrer FürsorgerätewurdensogarvonIhnenzumRücktritt
veranlasst .

DerAntragwirdsodannangenommen.
StRWeberreferiertüberdieSiedlungsanlagenSüd-Ost,

Flötzersteig ,NeustrassäckerundFreihof .DieSiedlungLaaerbergwerde
81 Objekte ,Flötzersteig 68 ,Neustrassäcker 117 und Freihof 107 ,zusammen

also373Objekteumfassen.ErbitteumdieGenehmigungderProjekteund
umdieBewilligungzurBauausführung.

GR.Uilreich( . . )meint,dassdieMehrheitsehrlange
gebrauchthabe ,bis sie denForderungenderChristlichsozialenbezüglich

derBauweisederSiedlungsanlagenRechnunggetragenhat ,Manhatendlich
dieRäumeunterkellertundauchgrössergemacht,Skandalössei abernoch
immerdie Behandlungder Schrebergärtner .In Hietzinghat mandenLeuten
nochvor drei Wochendie Baubewilligungenfür Hüttenerteilt undam1 .Ju- ¬
li gekündigt ,AmselbenTaghatdiestädtischeVersicherungsanstaltdie-¬
senLeutendieFeuerversicherungspolizzezugeschickt.DieMenschenwerden
dadurchsehrgeschädggt,weilsie VertrauendaufdieZusagedesMagi¬
strates verschiedenekostspielige Investitionen gemachthaben ,diejetzt
wertlossind .

GR.Millik( . . )beantragt,dassinZukunftdieseSied-¬
lungsanlageninBaulosezerlegtwerden,damitauchdiekleinenBaumeister
sich umArbeitenbewerbenkönnen ,Heuteist es denkleinenBauunternehmer
vollständigunmöglich,gemeindeaufträgezubekommen,weildiePaulose
viel zugrosssind .

StR ,Webererklärt ,dassdieWohnungenindenSiedlungshäu
sernmindestens70WuadratmetergrosssindunddieGemeindeselbstver

ständlichimmermehrdieseAnlagenausbaueundverbessere ,woraufdie
Vorlagengenehmigtwerden.

StRWeberbeantragtdieVermietungeinesstädtischenHau-¬
sesinSimmeringandasBrauhausderStadtWienzurFrrichtungeinesBier

depots.
GRPrinke( . . )verlangt ,dassdiesesGebäudewirklich

nur für Brauhauszweckeverwendet wird und nicht für diesozialdemokra -¬

tischenKinderfreunde,wasderReferentinseinemSchlusswortzusagt.
GR.SchneiderberichtetüberdenBaueinerGrossgarage

undBedürfnisanstalten,derbereitsimSeptember1926vomGemeinderat
genehmigtwurde.ErbeantragteinenSachkreditvon902. 000Schilling.

DieGemeinderäteUntermüller,BinderundKörber( . L,)
besprechenverschiedeneBezirkswünsche.GR.KörberbeantragtdieErrich¬
tung einer BedürfnisanstaltamVolkswehrplatzundwünschtdenBaueiner
unterirdischenPedürfnisanstaltamSchwedenplatz.GR .Einderverlangtdie
VerlegungderstädtischenGaragein derRüdengasseundGR,Untermüller
führtBeschwerdeüberdenschlechtenZustandderPedürfnisanstaltin
derMauerdesEsterhazyparksundamGürtelinderMariahilferstrasse.

GR ,Schneiderentgegnet ,lass nicht alle Wünscheaufeinmal
erfüllt werdenkönnen .DieGemeindegeheaberauchauf diesemGebietziel -¬
bewusstundplanmässigvor .DerReferentenantragwirdangenommen ,derAn-¬
tragdesGR,Körberabgelehnt.

GR .SchneiderbeantragteinenZuschusskreditvon10. 000Schil
ling für die Herstellung der DenkmalgruppeMagnamater in derKinderüber-¬

nahmsstelle.
GR.Erban( . . )bemängeltdiefortwährendenZuschüssefür

diese Anstalt ,woraufder Zuschusskreditgenehmigtwird .
GR .Schneider berichtet über den BaueinesUnterkunftsge-¬

bäudesmitBädernfürdieReinigungsarbeiterdesSchweinemarktesaufdem
Zentralviehmarkt.DieKostenwerdenmit55 . 600Schillingveranschlagt.

GR .Merbaul( E . . )bezeichnetes als dringendnotwendig,
dassdieseAnlageendlicherrichtetwird.AufdemMarktwerdenjetztwöchent
lich 15 . 000Schweineaufgetrieben ;alle Räumesindviel zukleinundes
seizufürchten,dassauchdieseAnlagenureineFlickarbeitist .

DieVorlagewirdangenommen.



VierterBogene
GR.SchmeiderberichtetüberEntwürfefürstädtischeWohn-¬

hausanlagen in Ottakring ( Brüsslgasse, )Rudolfsheim ,( Graumanngasse ) ,Hiet - ¬

zing(Moosbachergasse),Meidling(Koppreitergasse)undLeopoldstadt(Wohl-¬
muthgasse) .

GR. Millik( . . )beantragt ,dass bei denBauentwürfenein
Plan aufgelegt wird ,aus demauchdie Verbauungder "achbarhöfezuersehen
ist .Bei demBau in der Brüsslgasse hat mannämlich Nachbarhöfe mitFeuer - ¬
mauernverdeckt ,wodurchdie Bewohnerder angrenzendenHäuserschwerbenach

teiligt werden .
gR .Schinner( E. . )besprichtdiePlänefürdieWohnhausan -¬

lageinderKoppreiterstrasse;erbezeichnetdiesenBauals"aserne.Die
Zimmersindnur17JuadratmetergrossunddieGemeindeverwaltunghabegar
keine Ursachemit ihrer Wohnbaupolitiksich so hervorzutun .DerWohnhaus
bauaus Steuergeldernsei auchunzweckmässig ,aberdieSozialdemokraten
habendaraus ein Folitikummemachtundnur der Demagogiemit demMieter- ¬
schutzihrenWahlerfolgzuverdanken.

In seinemSchlussworterklärtGR .Schneider ,dassderWohn¬
hausbauganznormaleWohnungstypenenthaltenwird.

DerAntragwirdsodannangenommen,
OhneDebattewirdweitersnacheinemReferatdesGR.Schnei-¬

ders der Entwurffür den Wohnhausbauin der Wohlmuthstrassegenehmigtund
die Baubewilligungerteilt .

EbenfallsohneDebattewirdderAntragdesGR. Iserauf
NeulegungdünerHochquellenleitungsrohrstrangesinderDürwaringstrasse
undBlaselstrasseangenommen.

GR.IserbeantragtweitersdieNeulegungeinesHauptvertei-¬
lungsrohrstrangesderHochquellenleitunginderGeiselbergstrasse ,Sedlitz-¬

KrausegasseundRappbachgasseinSimmering.kygasse ,Grillgasse,
GRPrinke ( . . )stellt an den Referentendie Anfrage ,ob

die neue Leitung für den Bedarf ausreichen wird .

NachderEntgegnungdesGR .Iser ,dassdie PeitunginAn¬
betrachtdesgrossenBedarfesüber-dimensioniertsei ,wirdderAntragan-¬

genommen . GR.iserbeantragtschliesslichfürdenBauderFrossgarage
in MargareteneinenZuschusskreditvon214 . 000Schillingzubewilligen.

GR.Angermayer( . . )erklärt ,dassHinsichtlichdiesesAn-¬
tragesdieBerichterstattungeineäusserstsaloppesei .Ausdem"eferat
undausderTagesordnungistgarnichtszuersehen.DasisteinSystem,
das als skandalösbezeichnetwerdenmuss .EinsolchesReferatundeine
derartigeBerichterstattungseinichtsanderesalseineBagatdlisierun
desGemeinderates .( BeigallbeiderMinderheit).

GRMerbaul( E. . )ersucht,denBauraschestenszubeenden,
wasderReferentzusagt ,woraufdieVorlageangenommenwird.

GRJenschickbeantragtSachkreditefürdiebeidenMarkt¬
anlageninMeidlingNiederhofgasseundinFloridsdorfPitkagasse.

GR.Gschladt( E. . )meint ,dassdieRegulåeiungdesMarktes
in derNiederhofgasselängstnotwendiggewesenwäre ,abererst vorden
Wahlenerfolgte .DerBezirksvorstehervonMeidlinghabevondeneinzel-¬
nenMarktparteieneigenmächtigBeträgeeinkassiert .

GR .Jenschik ,bemerkt ,dassderVorrednerschlechtunter-¬
richtetist ,weilderMarktinderNiederbofgassebereitsseiteinemVahr
fertiggestelltist unddeshalbinkeinemZusammenhangmitdenWahlenge-¬
brachtwerdenkann.DerSachkreditwirdbewilligtundGR.Weiglschliesst
nachzehnUhrabendedieSitzung.

NächsteSitzungDienstag5Uhrnachmittags.
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